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Auf der Geschäftsstel-Ie

München, L2.1.2006

des Amtsgerichts l,Iünchen
ausgehä.,äigt am ? 3, Jan.

Das Amtsgericht München -Streitgericht-
Richterin am Amtsgericht Evers

er1äßt

in Sachen

t-)

2\

8L829 München
- AntragsEeller

, 81-829 München
- Klägerin

gegen

S9tlM-Versorgungs GmbH. vertr. durch die GF Dr. Kurt Müh1häuser u.
Enno Ihnken, Emrny-NoeEher-SEr. 2, 80992 Münchegr Gz-: ./.,

- äDtsragsgegnerin

wegen einstweiliger Verfügung

wegen Dringlichkeit
ohne mündliche Verhandlung

folgende

eins Eweil ise Verfüquno :

Der Ant.ragsgegnerin wir untersagt, die unEer der
vertragskontonummer erfolgende Gasversorgung für
das Anwesen des Antragsstellers , 8],820 München
zv sperren bis sie den Nachweis der Angemessenheit i-hrer
Gebührenerhebung dem Antragssteller ofEengelegE haL.
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Der Antragsgegnerin wird für jeden FaII
die Verhängung eines ordnungsgeldes von
im Falle der Nichtbeitreibbarkeit eine
Ordnungshaft bis zu 6 Monaten angedroht

Die Antragsgegnerin haE die KosEen des Verfahrens zu tragen.

Der SLreitwert. wird auf unter 300,00 EUR festgesetzt

Gründe:

Der zu1ässige Antrag ist begründet.

Der Ant,ragsteller hat ausreichend glaubhaft gemacht im Sinne der
§§ 935. 936, 94O, 92O II, 294 I ZPO, dass die Antragsgegnerin die
Sperrung der SErom- und Gasversorgung für die Wohnung des
AntragssE.ellers angedroht hat.

Nach dem Urteil des Bundesgerichtshofes vom 30.04. 03 und
ständiger Rechtssprechung trifft das Versorg'ungsunternehmen die
Darlegungs- und Beweislast für die Billigkeit der
Bemessensausübung bei Festsetzung des Leistungsentgelt.es (s 3l-5
rII BGB) dann, wenn das Versorgungsunternehmen hieraus Ansprüche
gegen dle andere vertragspartei erhebt. Nach der ständigen
Rechtssprechung steht die Regelung des s 30 AVBV dem nicht
entgegen, da das best.reiten der Billigkeit der Preisbestimmungen
des Versorgungsunternehmens won der Vorschrift nicht umfasst
wird- Denn insoweit ist die Leistungspfricht des Kunden
betroffen, der im Farre der unangemessenheit des verlangten
Preises von Anfang an nur den vom Gerieht bestimmten präis
schuldet (BGH a. a. o. ) . Der Antragsteller muss sich grade nicht
auf einen Rückforderungsprozeß verweisen l-assen.

Der Unterlassungsanspruch des Antragstellers ergibt sich als
Nebenpflicht aus dem VertragsverhäItnis.
Auch der Verfügungsgrund tiegt vor und ist glaubhaft gemacht. Ein
Verfügungsgrund besteht nach s 935 ZpO, wenn nach dem objektiwenUrteil eines besonnen Menschen zu besorgen ist, dass duröh die
VeränderYng des bestehenden Zustandes die Verwirklichung des
Rechts einer Partei vereitel-t oder wesentlich erschwert werdenkönnte. Bej- Nichanordnung s j-nd schwerwiegend.e Nachteile für denAntragsteller zu befürchten. Der Antragstel-ler hat ausreichendgraubhaft gemacht., dass die Antragsgegnerin die sperrung derVersorgung angedroht hat.
Angesichts der Dringrichkeit, die sich daraus ergibt, dass es umein Gut der Daseinsvorsorge gehE, war die einstwäillge Verfügung
ohne mündliche Verhandlung zü erLassen.

Die KosE.enentscheid.ung beruht. auf s 91 ZpO, di_e
Strej-twertfesEset.zung auf s 3 ZpO, s 53 GKG.

der Zuwiderhandlung
bis zu 250.000, O0 EUR,

Ordnungshaft bzw. von
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